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Nichtzulassungsbeschwerde 

 

In dem Rechtsstreit 

 

Frank Rösner, Prof.-Carl-Reiser-Str. 38, 82467 Garmisch-Partenkirchen 

– Kläger, Berufungskläger und Beschwerdeführer – 

 

gegen 

 

BKK Faber-Castell & Partner, Krankenkasse, vertreten durch den Vorstand, Bahnhofstraße 45, 94209 

Regen 

– Beklagte, Berufungsbeklagte und Beschwerdegegnerin – 

 

beigeladen: 

BKK Faber-Castell & Partner, Pflegekasse, vertreten durch den Vorstand, Bahnhofstraße 45, 94209 

Regen 

– Beigeladene – 

 

wegen: Beitragsfestsetzung zur Kranken- und Pflegeversicherung für das Jahr 2021 
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Namens und in Vollmacht des Klägers lege ich gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts 

vom 21.07.2026 – L 5 KR 478/23 –,zugestellt am 08.08.2026, 

 

Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ein (§ 160a Abs. 1 SGG). 

 

Eine Abschrift des Urteils wird beigefügt. 

Es wird beantragt, 

 

die Revision gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 21.07.2026 – L 5 KR 

478/23 – zuzulassen. 

 

Zulassungsgrund: Grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG). 

 

 

A. Maßgebliche Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) 

Das Berufungsgericht hat u.a. festgestellt: 

 

Der Kläger ist hauptberuflich selbständig erwerbstätig, freiwilliges Mitglied der GKV und nach § 1 

Abs. 2 Satz 1 SGB XI pflichtversichert in der Pflegeversicherung. 

Er erzielte im Jahr 2021 ausschließlich Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit in Höhe von . 

Die Beklagte setzte die Beiträge für 2021 endgültig auf monatlich  € (KV) und  € (PV) fest 

und forderte eine Nachzahlung von  €. 

Der Kläger trägt den Beitrag nach § 250 Abs. 2 SGB V vollständig allein. 

 

Rechtsgrundlage der Beitragsbemessung ist § 240 Abs. 1 SGB V i.V.m. den 

Beitragsverfahrensgrundsätzen Selbstzahler; maßgeblich ist die gesamte wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit. Das LSG erkennt ausdrücklich, dass die fehlende Verbeitragung von 

Nebeneinkünften bei Pflichtversicherten „zu einer Privilegierung“ führen kann und die Einwände des 

Klägers „grundsätzlich nachvollziehbar“ sind (Urteil S. 9). 

 

Gleichwohl hält das LSG die Ungleichbehandlung für gerechtfertigt – tragend gestützt auf (a) typisierte 

geringere Schutzbedürftigkeit freiwillig Versicherter und (b) Verwaltungspraktikabilität. Der Kläger hat 

Felix Rösner
Hervorheben
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in beiden Instanzen neben der Reduzierung der Beiträge stets auch die Aufhebung des Bescheids 

beantragt; dieser Antrag ist selbständiger Streitgegenstand. 

 

 

B. Zulassungsgrund: Grundsätzliche Bedeutung (§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG) 

 

I. Klärungsbedürftige Rechtsfrage 

Die Rechtssache wirft folgende, höchstrichterlich ungeklärte Rechtsfrage auf: 

 

Verstößt die vollständige Verbeitragung sämtlicher Einkünfte freiwillig versicherter hauptberuflich 

Selbständiger nach § 240 Abs. 1 SGB V i.V.m. den Beitragsverfahrensgrundsätzen Selbstzahler gegen 

Art. 3 Abs. 1 GG, wenn bei versicherungspflichtig Beschäftigten Einkünfte aus Vermietung und 

Verpachtung, Kapitalvermögen und nebenberuflicher Selbständigkeit vollständig beitragsfrei bleiben 

und die Ungleichbehandlung strukturell die gesamte Gruppe der freiwillig Versicherten betrifft? 

 

II. Klärungsbedürftigkeit 

Die bisherige Rechtsprechung des BSG betrifft die Frage nicht.   

Die vom LSG zitierten Entscheidungen (B 12 KR 20/11 R; B 12 KR 3/12 R; B 12 KR 15/13 R; B 12 KR 9/23 

R) befassen sich ausschließlich mit der Beitragsbemessung innerhalb der Gruppe der freiwillig 

Versicherten. Sie beantworten nicht die Frage, ob die Beitragsfreiheit erheblicher Nebeneinkünfte bei 

Pflichtversicherten die Grenzen zulässiger Typisierung überschreitet. 

 

Der verfassungsrechtliche Maßstab hat sich fortentwickelt.   

Das LSG stützt sich selbst auf den Beschluss des BVerfG vom 23.07.2025 – 2 BvL 19/14 –, Rn. 71: 

 

„Der Gesetzgeber verletzt Art. 3 Abs. 1 GG, wenn er tatsächliche Ungleichheiten des 

Lebenssachverhalts nicht berücksichtigt, die so bedeutsam sind, dass sie beachtet werden müssen.“ 

 

Diese Entscheidung ist nach der letzten einschlägigen BSG-Entscheidung (05.11.2024 – B 12 KR 9/23 R) 

ergangen. 

Das BSG hatte daher noch keine Gelegenheit, seine gefestigte Rechtsprechung zur typisierten 

geringeren Schutzbedürftigkeit freiwillig Versicherter an diesem Maßstab zu überprüfen. 
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Das LSG hat den Maßstab nicht angewandt.   

Das LSG erkennt die Privilegierung von Pflichtversicherten ausdrücklich an, prüft aber nicht, ob diese 

Ungleichheit „so bedeutsam“ ist, dass sie beachtet werden muss. Damit bleibt die 

verfassungsrechtliche Kernfrage ungeklärt. 

 

Die Grenzen zulässiger Typisierung sind überschritten.   

Nach BVerfG (1 BvL 3/18; 2 BvL 6/11) ist Typisierung nur zulässig, wenn: 

 

-sie sich am typischen Fall orientiert, 

-nur eine relativ kleine Zahl atypischer Fälle benachteiligt wird, 

-der Belastungsgrund realitätsgerecht abgebildet wird. 

 

Das LSG hat lediglich ausgeführt, die Beispiele des Klägers seien „zugespitzt“ und „nicht der Regelfall“. 

Es hat aber nicht geprüft ob die Gruppe der freiwillig versicherten Selbständigen eine „relativ kleine 

Zahl“ atypischer Fälle ist (was sie nicht ist), ob die Belastungsdifferenz (100 % vs. 0 %) den 

Belastungsgrund noch realitätsgerecht abbildet. 

Damit bleibt die verfassungsrechtliche Bewertung offen. Die tragenden Rechtfertigungserwägungen 

sind erneut zu überprüfen. 

 

a) Wahlrecht   

Das Wahlrecht betrifft die Frage, ob jemand Mitglied der GKV ist. 

Es rechtfertigt nicht, dass innerhalb des Systems eine strukturell gleichheitswidrige Beitragsbemessung 

erfolgt. 

 

b) Verwaltungspraktikabilität   

Das LSG stützt sich auf „vielfachen Verwaltungsaufwand“. Diese Annahme ist durch § 240 Abs. 4a SGB 

V überholt; die Beitragsbemessung knüpft an den Einkommensteuerbescheid an – Daten, die auch bei 

Pflichtversicherten vorliegen. Ein strukturell neuer Ermittlungsaufwand ist nicht ersichtlich. 

 

Hinzu kommt ein weiterer, besonders bedeutsamer Aspekt: Eine Ungleichbehandlung in diesem 

Ausmaß kann sich nicht auf Verwaltungspraktikabilität stützen. In anderen Rechtsgebieten – 
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insbesondere im Steuerrecht – hat die Einzelfallgerechtigkeit regelmäßig Vorrang vor bürokratischem 

Aufwand. Dort werden hochkomplexe individuelle Sachverhalte ermittelt, differenziert und 

verfahrensrechtlich abgebildet, obwohl dies erheblichen Verwaltungsaufwand verursacht. Es ist daher 

nicht nachvollziehbar, weshalb ausgerechnet im Bereich der Krankenversicherungsbeiträge, wo die 

Ungleichbehandlungen besonders gravierend sind und die Belastungsdifferenz strukturell die gesamte 

Gruppe der freiwillig Versicherten betrifft, die Verwaltungspraktikabilität plötzlich Vorrang haben soll. 

Dies ist weder systemgerecht noch mit dem verfassungsrechtlichen Maßstab vereinbar und bedarf 

einer grundsätzlichen Überprüfung. 

 

III. Klärungsfähigkeit 

Die Frage ist im Revisionsverfahren klärungsfähig, denn alle Tatsachen wie die Einkünfte, die 

Beitragshöhe und die Ungleichbehandlung sind vollständig festgestellt. 

 

Die Entscheidung hängt allein von der verfassungsrechtlichen Frage ab. Die Berechnung nach 

einfachem Recht ist unstreitig. Bei Unvereinbarkeit wäre der Bescheid aufzuheben. Der 

Aufhebungsantrag ist ein selbständiger Streitgegenstand. 

Bei Unvereinbarkeit der Norm wäre das BSG nach Art. 100 Abs. 1 GG vorlagepflichtig. Die 

Rechtsprechung des BVerfG zur „Verschonung Dritter“ ist übertragbar. Ein Belasteter kann sich gegen 

seine eigene Heranziehung wenden, wenn die Verschonung anderer die Belastungsentscheidung 

insgesamt prägt (BVerfGE 138, 136; BVerfGE 84, 239). 

 

IV. Breitenwirkung 

Die Frage betrifft: 

- alle freiwillig versicherten Selbständigen, 

- alle pflichtversicherten Arbeitnehmer mit Nebeneinkünften, 

- die Systematik der Beitragsbemessung in der GKV insgesamt. 

 

Sie hat damit erhebliche Breitenwirkung. 

 

 

C. Weitere Zulassungsgründe 

Divergenz (§ 160 Abs. 2 Nr. 2 SGG) wird nicht geltend gemacht. 

Verfahrensmängel (§ 160 Abs. 2 Nr. 3 SGG) sind nach Aktenlage nicht ersichtlich. 

D. Zusammenfassung 
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Die Revision ist zuzulassen, weil höchstrichterlich ungeklärt ist, ob die vollständige Verbeitragung 

sämtlicher Einkünfte freiwillig versicherter Selbständiger bei gleichzeitiger Beitragsfreiheit 

entsprechender Einkünfte Pflichtversicherter die Grenzen zulässiger Typisierung überschreitet – 

insbesondere vor dem Hintergrund des fortentwickelten verfassungsrechtlichen Maßstabs des BVerfG 

(2 BvL 19/14). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Sebastian Schecker 

Rechtsanwalt 




